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Jahresgutachten ist
Ausweis unserer
Wirtschaftskompetenz
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Der am Mittwoch
vorgelegte Jahres-
wirtschaftsbericht ist
Anlass für Zuver-
sicht und gleichzei-
tig Ausweis der
klugen und umsich-
tigen Politik der
Bundesregierung
unter der Führung
von CDU und CSU.
Deutschland steht
besser da als die
meisten Industrie-
länder. Das liegt
auch an unserer
pragmatischen Kri-
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senbewältigungsstrategie. Unsere Maßnah-
men zur Stabilisierung der Finanzmärkte und
zur Überwindung der Wirtschaftskrise grei-
fen, das bestätigt auch der jetzt prognostizier-
te Anstieg der Wirtschaftsleistung um 1,4
Prozent. Dass die Bundesregierung bislang
nur von 1,2 Prozent Wachstum ausging, ist
Ausdruck von Umsicht und Seriosität. Des-
halb müssen wir unsere Prognosen nicht
dauernd nach unten korrigieren, wie das zu
Rot-Grünen Zeiten der Fall war.
Die Exporte werden um 5,1 Prozent steigen,
die Importe um 3,4 Prozent. Der Geschäfts-
klima-Index ist zum zehnten Mal in Folge
gestiegen. Der Arbeitsmarkt ist in einer nach
wie vor guten Verfassung. Selbst der Interna-
tionale Währungsfonds hat seine Prognose
für Deutschland angehoben.
Dennoch sind die Herausforderungen groß:
Wir haben noch längst keinen Aufschwung,
der ohne staatliche Hilfe stabil wäre. Und wir
haben einen EU-Stabilitätspakt und eine
Schuldenbremse, die uns in den nächsten
Jahren vor schwere Aufgaben stellen werden.
Die Steuerschätzung im Mai ist deshalb so
wichtig, weil sie uns die Handlungsspielräume
verdeutlichen wird, die es zum Beispiel für
Steuerreformpläne gibt. Eins ist völlig klar:
Ohne Wachstum werden wir in der Krise
verharren. Jedes Prozent, um das die Wirt-
schaft wächst, bringt unserem Gemeinwesen
fünf Milliarden Euro mehr Steuereinnahmen
und kommt direkt und indirekt unseren stark
strapazierten Sozialversicherungen zugute.

muss bewahrt werden.
Dennoch ist es richtig, wenn die Staatengemeinschaft ihre Afghanistan-
Strategie neu beschreibt. Sie steht nun mehr denn je unter dem Motto: Die
Eigenverantwortung der Afghanen stärken - hin zur Übergabe in Verantwor-
tung. Nur so werden die demokratisch legitimierten Vertreter des afghanischen
Volkes in die Lage versetzt, in absehbarer Zukunft ihr Gemeinwesen in eigene
Hände zu nehmen. Zu diesem Zeitpunkt wird die Rückkehr unserer Soldaten
möglich sein, die wir uns so sehr wünschen. Dennoch wäre es falsch, schon
jetzt ein konkretes Rückzugsdatum zu nennen. Dies würde nur den Taliban
nutzen.
Deutschland wird seinen Beitrag leisten. Wir können uns nicht aus der Pflicht
zur Stabilisierung des Landes stehlen. Die Vorschläge der Bundesregierung
stellen ein ausgewogenes Konzept dar. Die Vorschläge fordern auch der afgha-
nischen Regierung einiges ab.
Uns ist immer bewusst, dass die Erhöhung der Zahl der Soldaten eine mensch-
lich schwierige Entscheidung ist. Die Bundesregierung hat aber recht, wenn sie
nun eine moderate Aufstockung vorschlägt. Nur so kann über eine intensivere
Ausbildung eine afghanische Armee und Polizei aufgebaut werden, die für
Frieden und Sicherheit in ihrem Land sorgen können.
Wir werden vermutlich in der kommenden Sitzungswoche über die Einzelhei-
ten des Konzepts weiter diskutieren, wenn die konkreten Beschlüsse der Lon-
doner Beschlüsse vorliegen. Die Richtung stimmt aber. Es ist ein Konzept der
Vernunft.
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Die internationale Gemeinschaft muss in Afghanis-
tan Erfolg haben. Wir wissen: Die Aufgabe ist
schwierig. Unsere Soldaten verrichten wie alle An-
gehörige der internationalen Schutztruppe ISAF und
die zivilen Aufbauhelfer einen Dienst unter Lebens-
gefahr. Ihnen gilt zu allererst unser Dank.
Vieles ist in Afghanistan erreicht worden – trotz
aller Rückschläge. Die Schreckensherrschaft der
radikalen Taliban, die die Menschenrechte missach-
teten wie kaum ein anderes Regime auf der Welt, ist
gebrochen. Afghanistan ist nicht mehr der ruhige
Rückzugsraum für Terroristen wie noch vor dem 11.
September 2001. Das dient den elementaren Sicher-
heitsinteressen Deutschlands. Im ganzen Land –
gerade im deutschen Kommandobereich im Norden
– zeigt der Wiederaufbau Erfolge: Schulen und
Krankenhäuser haben die Lebensumstände des af-
ghanischen Volkes verbessert. All das Erreichte
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Bei seinem schon heute beachtlichen Einsatz will sich
Deutschland weiterhin auf den Norden des Landes kon-
zentrieren. Die Mittel für den zivilen Wiederaufbau
sollen von 230 auf 430 Millionen Euro steigen, also
nahezu verdoppelt werden, kündigte Merkel an. Mit
einer klaren Zielsetzung: eine bessere Infrastruktur für
das Land, kompetente Sicherheitskräfte und mehr Kin-
der in die Schulen.

Gemeinsam mit der afghanischen Regierung will die
Bundesregierung zudem den innerafghanischen Versöh-
nungsprozess unterstützen. Gemäßigte Taliban-
Kämpfer, die vorwiegend aus wirtschaftlichen Gründen
kämpfen, sollen für die Gemeinschaft zurückgewonnen
werden: etwa mit Ausbildung und mit Beschäftigung als
Bau- und Landarbeiter in Infrastrukturprojekten.

Für dieses Re-Integrationsprogramm sind insgesamt
rund 350 Millionen Euro vorgesehen. 50 Millionen
davon will Deutschland in den nächsten fünf Jahren
übernehmen.

Erneut sprach sich die Kanzlerin gegen ein festes Ab-
zugsdatum aus. "Gerade wer möchte, dass der Einsatz
der internationalen Staatengemeinschaft in absehbarer
Zeit erfolgreich abgeschlossen werden kann, darf dem
Drängen auf ein Abzugsdatum nicht nachgeben". Zu-
gleich äußerte sie die Hoffnung, dass im ersten Halbjahr
2011 erste Distrikte der Nordregion, wo Deutschland
die Verantwortung trägt, an die afghanischen Behörden
übergeben werden könnten. "Im zweiten Halbjahr könn-
te dann gegebenenfalls der Gesamtumfang unserer
Truppen reduziert werden". Ausdrücklich begrüßte

Deutschland reist mit einem Gesamtpaket zur Londoner
Afghanistan-Konferenz, das dem Ansatz der vernetzten
Sicherheit folgt und es weiterentwickelt. Einen Tag vor
Beginn der Afghanistan-Konferenz in London zog Bun-
deskanzlerin Angela Merkel in einer Regierungserklä-
rung vor dem Bundestag eine gemischte Bilanz des
bisherigen Einsatzes. "Es gab manche Fortschritte, aber
zu viele Rückschläge", betonte die Bundeskanzlerin.
Der Einsatz der Bundeswehr "war und ist im dringenden
Interesse der Sicherheit unseres Landes". Es gehe da-
rum, dem internationalen Terrorismus die Rückkehr an
seine wichtigste Heimstatt zu verwehren.

Die internationale Staatengemeinschaft habe ihre Ziele
in Afghanistan noch nicht erreicht, bekräftigte Merkel.
Deshalb hätten Deutschland, Frankreich und Großbri-
tannien im September 2009 die Initiative zu einer inter-
nationalen Afghanistan-Konferenz ergriffen. Beraten
werde über die Frage, wie die Verantwortung für Si-
cherheit und Stabilität im Land Schritt für Schritt in die
Hände der Afghanen gelegt werden könne. In London
gehe es also um eine Strategie der Übergabe in Verant-
wortung an Afghanistan.

Der Schutz der afghanischen Bevölkerung soll dabei
nach deutschem Willen noch mehr im Mittelpunkt ste-
hen als bisher. Die Ausbildung afghanischer Sicher-
heitskräfte soll noch verstärkt werden. Dazu will die
Bundesregierung 500 Soldaten zusätzlich nach Afgha-
nistan entsenden. Weitere 350 Soldaten bildeten eine
"flexible Reserve", um auf besondere Situationen rea-
gieren zu können. Auch die Zahl der Polizeiausbilder
soll von 123 auf 200 erhöht werden.
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Merkel das Ziel der afghanischen Regierung, bis 2014
im ganzen Land die Sicherheitsverantwortung über-
nehmen zu wollen.

In der anschließenden Debatte sagte Philipp Mißfelder,
außenpolitischer Sprecher der Fraktion, es sei kein
Selbstzweck, in Afghanistan zu sein, sondern es liege in
unserem ureigenen Interesse, die Interessen Deutsch-
lands auch in Afghanistan zu verteidigen. Außerdem
sei überhaupt nicht alles schlecht in Afghanistan, wie so
oft behauptet werde. Die Hoffnung, die viele Menschen
in Afghanistan in das deutsche Engagement setzten,
sollte nicht leichtfertig aufs Spiel gesetzt werden.
„Schauen Sie sich allein einmal an, wie massiv sich das
Rollenverständnis der Frauen innerhalb Afghanistans
trotz der schwierigen gesellschaftlichen Situation ver-
bessert hat“, bemerkte Mißfelder. Im Auswärtigen
Dienst der afghanischen Regierung betrage der Frauen-
anteil heute 18 Prozent, was exemplarisch die verbesser-
te Lage der Frauen in Afghanistan zeige. Mißfelder wies
darauf hin, dass 11 000 Unterrichtsräume für 500 000
Schülerinnen und 25 000 Lehrer unter deutscher Füh-
rung entstanden seien. Heute gingen rund 7 Millionen
Kinder zur Schule, davon seien 35 Prozent Mädchen. Es
gebe noch weitere Erfolge in Afghanistan zu verzeich-
nen. 600 Kilometer Straße seien gebaut und 250 000
Haushalte in Nordafghanistan an Bewässerungsanlagen
angeschlossen worden. Auch der Optimismus, den die
Afghanen in ihrer Gesellschaft selber spürten, sei er-
wähnenswert, sagte Mißfelder. Eine Umfrage von ARD,
BBC und dem amerikanischen Sender ABC habe erge-
ben, dass 70 Prozent der Afghanen optimistisch in die
Zukunft blickten.

Ernst-Reinhard Beck, verteidigungspolitischer Spre-
cher der Fraktion, regte an, die Konzeption von EUPOL
zu überdenken. EUPOL berate nur afghanische Ministe-
rien und afghanische Behörden. „Wäre nicht ein Teil
dieser 200 Polizisten, die von europäischen Ländern
gestellt werden, besser aufgehoben, indem sie zur Ver-
stärkung der Ausbildung vor Ort eingesetzt werden?“,
fragte Beck. Bezüglich der öffentlichen Vorwürfe, dass
für die geplante Reintegration von Taliban viel Geld
fließen würde, regte Beck an, die afghanischen Soldaten
und Polizisten, die von Deutschland ausgebildet werden,
zumindest für eine bestimmte Zeit besser zu bezahlen.
Sozial abgesicherte Sicherheitskräfte seien weniger
anfällig für Geldzuwendungen von anderer Seite. An
dieser Stelle wäre das Geld gut investiert, wenn man
wirklich Versöhnung herbeiführen wolle. Als weiteres
wichtiges Vorhaben nannte Beck die Neudefinition der
rechtlichen Grundlagen für den Einsatz der Bundes-
wehr. Es müsse das humanitäre Völkerrecht und nicht
die deutsche Strafprozessordnung zur rechtlichen
Grundlage für den Einsatz unserer Soldaten werden.
„Diese Rechtssicherheit sind wir unseren Soldaten

schuldig“, betonte Beck und erneuerte die Forderung
nach der Einrichtung einer zentralen Staatsanwaltschaft.

Thomas Silberhorn, Vorsitzender des Arbeitskreises
Auswärtiges und Verteidigung der CSU-Landesgruppe,
betonte das Problem der Rechtssicherheit. Die entspre-
chenden Resolutionen der Vereinten Nationen klärten
nicht die Frage, ob das konkrete Handeln eines Bundes-
wehrsoldaten vor Ort nach deutschem Strafrecht oder
nach Völkerrecht zu beurteilen sei. „Ich finde, diese Fra-
ge kann man nicht den Staatsanwälten überlassen, die ja
nur am grünen Tisch entscheiden können. Das ist auch
für die Staatsanwälte eine Zumutung“, bemerkte Silber-
horn. Ferner führte Silberhorn aus, dass er in Afghanistan
greifbare Erfolge bei der Bekämpfung des Drogenanbaus,
beim Aufbau von Verwaltung und Justiz und bei der
Bekämpfung von Korruption und Kriminalität vermisse.
Darüber müssten mit der afghanischen Regierung sehr
deutliche Worte gesprochen werden. Es müsse Sorge
getragen werden, dass unsere Hilfe nicht als ein Beitrag
zur Stabilisierung der derzeitigen Amtsinhaber missver-
standen werde oder gar zur Aufrechterhaltung korrupter
Strukturen missbraucht werden könne.

Holger Haibach, Vorsitzender der Arbeitsgruppe Wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, äußerte
eindringlich, wie wichtig der entwicklungspolitische
Aspekt des Konzepts sei. Es sei ein „goldrichtiges Zei-
chen“, dass sich die Koalition vorgenommen habe, die
Mittel für den zivilen Aufbau in Afghanistan insgesamt
auf über 400 Millionen Euro aufzustocken. Das habe
keine andere Bundesregierung zuvor gemacht. Die drei
wichtigsten Themen, die jetzt angegangen werden
müssten, seien Sicherheit, Entwicklung und Regierungs-
fähigkeit. Sicherheit bedeute nicht nur Sicherheit für
unsere Entwicklungshelferinnen und Entwicklungshel-
fer, sondern zuerst und vor allem auch Sicherheit für die
Menschen in Afghanistan.

Das größte ungelöste Entwicklungsproblem sei der
Drogenanbau. Er sei offensichtlich noch immer lukrati-
ver als beispielsweise die Erzeugung von Lebensmit-
teln. „Wir müssen noch sehr viel darüber nachdenken,
wie wir an dieser Stelle vernünftig weiterkommen“,
bemerkte Haibach.

Wichtigster Punkt sei allerdings die Regierungsfähig-
keit. Afghanistan sei ein Land, das nie eine sehr starke
Zentralgewalt gekannt habe und immer sehr provinziell
und nach Stämmen aufgestellt gewesen sei. Diese Er-
kenntnis lasse sich in der nun vorgelegten Strategie sehr
gut wiederfinden. Es sei sehr wichtig, die Afghanen bei
der Entscheidung, was vor Ort in welchen Projekten
gemacht werden soll, tatsächlich zu unterstützen und sie
zu beteiligen. Der Provincial Development Fund biete
dafür viele Möglichkeiten.
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